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Bitte lesen Sie vor dem Ausfüllen der Meldescheine die folgenden Hinweise aufmerksam durch!

Dies gilt auch, wenn die Meldedaten von der Meldebehörde in automatisieder Form oder elektronisch erhoben werden und inso—

fern vom Ausfüllen eines Meldescheins abgesehen wird. Ihre Meidebehörde erteilt Ihnen auf Wunsch nähere Auskünfte zu den

nachfolgenden Hinweisen.
Meidepflichtige Personen können sich durch eine hierzu bevoilmächtigte Person vertreten lassen, wenn die Vollmacht öffenb

lich oder nach 5 6 Abs. 2 des Betreuungsbehördengesetzes durch die Urkundsperson bei der Betreuungsbehörde begiaubigt

ist. Die Abgabe des ausgefüllten Meldesoheins bei der Meidebehörde kann auch mit formloser Vollmacht des Meldepflichtigen,

ggf. einer Person mit Betreuungsvollmaoht. durch Dritte erfolgen.  
 

Ihre Rechte und Pflichten

Anmelde- und Abmeldepflicht [Auskunftspflicht
Nach dem Bundesmeidegesetz hat sich innerhalb von zwei Wochen nach dem Einzug bei der Meldebehörde anzumelden,

wer eine Wohnung bezieht. Dies gilt auch bei einem Wohnungswechsel innerhaib derselben Gemeinde. Wer aus einer Woh-

nung auszieht und keine neue Wohnung im iniand bezieht. hat sich innerhalb von zwei Wochen nach dem Auszug bei der

Meldebehörde abzumeiden. Bitte achten Sie unbedingt darauf, dass Sie die vorgenannte Frist nicht überschreiten. da Sie an-

dernfalls ordnungswidrig handeln und mit einer Geldbuße zu rechnen haben, Die Anmeldung bzw. Abmeldung bei der Melde-

behörde befreit Sie nicht von der Verpflichtung. ggf. auch anderen Behörden Ihren Wohnungswechsel mitzuteilen.

_ Sie sind bei einer entsprechenden Aufforderung durch die Meidebehörde gesetzlich verpflichtet, zur ordnungsgemäßen Führung

des Melderegisters erforderliche Auskünfte zu eneiien, zum Nachweis Ihrer Angaben erforderliche Unterlagen vorzulegen und

persönlich zu erscheinen.

Ihr Recht auf Auskunft, Berichtigung und Unterrichtung
Sie haben gegenüber der Meldebehörde ein Recht auf kostenfreie schriftliche Auskunft über die Daten und diesbezügliche Hin-

weise, die zu Ihrer Person gespeichert sind. Ihnen ist auf Wunsch auch Auskunft über Zweck und Rechtsgrundlage der Spei-

cherung zu erteilen. Sind zu Ihrer Person gespeicherte Daten unrichtig oder unvollständig, so hat die Meidebehörde diese auf

Ihren Antrag zu berichtigen oder zu ergänzen.

Die Meidebehörde hat Sie unverzüglich zu unterrichten, wenn sie einer privaten Person oder privaten Stelle über Sie eine sog.

erweiterte Melderegisterauskunft erteilt hat. Dies gilt jedoch nicht, wenn ein rechtliches interesse an der Auskunftserteilung

glaubhaft gemacht wurde.

Ihr Recht auf Einrichtung einer Ubermittiungssperre
Bestehen konkrete Anhaltspunkte dafür, dass im Falle einer Sie betreffenden Auskunftserieiiung Ihnen oder einer anderen Per-

son, insbesondere einem Familienangehörigen, Lebensgefahr oder andere schwerwiegende Gefahren drohen. können Sie bei

Ihrer Meidebehörde kostenfrei die Einrichtung einer Übermittlungssperre (sog. Auskunftssperre) beantragen.

Des Weiteren haben sie folgende Widerspruchsrechte:

Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr (be-

trifft ausschließlich deutsche Staatsangehörige, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben) 5 36 Absatz 2 Satz

1 BMG
Nach 5 58b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer. die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind. verpflich—

ten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten. sofern sie hierfür tauglich sind, Zum Zweck der Übersendung von informationsmaterial

übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr aufgrund 5 580 Absatz 1 des

Soldatengesetzes jährlich bis zum 31, März folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten

Jahr volljährig werden: Familienname, Vornamen, gegenwärtige Anschrift.
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung

oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf.

Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft durch den

Familienangehörigen eines Mitglieds dieser Religionsgesellschaft 5 42 Absatz 3 Satz 2 i.V.m. 5 42 Absatz 2 BMG

Haben Mitglieder einer öffentlich—rechtiichen Religionsgeseilschaft Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner öffent—

lich—rechilichen Religionsgesellschaft angehören. darf die Meidebehörde gemäß & 42 Absatz 2 BMG von diesen Familienange-

hörigen folgende Daten übermitteln: Vor— und Familiennamen, Geburtsdatum und Geburtsort, Geschlecht, Zugehörigkeit zu

einer öffentlich—rechtlichen Religionsgesellschaft, derzeitige Anschriften, Auskunftssperren nach 5 51 BMG, Sterbedatum,

Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuererhebungs-

rechts an die jeweilige öffentlich-rechtiiche Reiigionsgeseilschafl, Diese Zweckbindung wird dem Empfänger bei der Übermitt-

lung mitgeteilt Der Widerspruch ist bei der Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Heuptwohnung einzulegen. Er gilt

bis. zu seinem Widerruf.

Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen u.a. bei Wahlen und Abstimmungen 5 50

Absatz 5 i.V.m. 5 50 Absatz 1 BMG

Die Meidebehörde darf gemäß 5 50 Absatz 1 BMG Parteien. Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zu-

sammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder Abstimmung

vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über die in 5 44 Absatz 1 Satz 1 BMG bezeichneten Daten von

Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung des Lebensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten

der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden. darf diese

nur für die Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung vemenden und hat sie spätestens einen Monat nach der Wahl oder Ab—

stimmung zu löschen oder zu vernichten.
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der Meidebehörde der alleinigen Wohnung

oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf.
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Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Allers- oder Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse
oder Rundfunk 5 50 Absatz 5 i.V.m. 5 50 Absatz 2 BMG
Verlangen Mandatsträger. Presse oder Rundfunk Auskunft aus dern Melderegis’ter über Alters— oder Ehejubiiäen von Einwoh-
nern. darf die Meidebehörde nach 5 50 Absatz 2 BMG Auskunft erteilen über: Familienname, Vornamen. Doktorgrad, Anschrift

sowie Datum und Art des Jubiläums. ,
Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag. jeder fünfte'weitere Geburtstag und ab dem 1004 Geburtstag jeder folgende Geburtstag;
Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Ehejubiläum.
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen Meldebehörden, bei denen die be-

troffene Person gemeldet ist. einzulegen. Er gilt bis zu seinem Widerruf.

Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage 5 50 Absatz 5 i.V.m. & 50 Absatz 3 BMG

Die Meldebehörde darf gemäß 5 50 Absatz 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen Einwohnern, die das 184 Lebensjahr vollendet
haben, Auskunft erteilen über: Familienname. Vornamen, Doktorgrad und derzeitige Anschriften.
Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in Buchform) vemendet
werden.
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen Meidebehörden, bei denen die be-
troffene Person gemeldet ist, einzulegen, Er gilt bis zu seinem Widerruf.

Belehrung zu 5 202a StGB gemäß 5 23 Absaiz 5 BMG

Mit Ihrer Unterschrift versichern Sie, dass Sie berechtigt sind, die Daten aller auf dem Meldeschein eingetragenen meldepflichti—
gen Personen entgegenzunehmen. Der unberechtigte Empfang von Daten unter Vorspiegeiung einer Berechtigung ist eine
Straftat, die gemäß 5 2023 des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird.

Von Ihrem Widerspruchsrecht können Sie bei der Anmeldung oder zu einem späteren Zeitpunkt Gebrauch machen. Für mit-
angemeldete Familienangehörige erhalten Sie auf Wunsch entsprechende Formulare von der Meldebehörde. Die Erklärungen
können auch ohne die Verwendung des Formulars der Meldebehörde zu jeder Zeit abgegeben werden. Sie können eine
von Ihnen erteilte Einwilligung jedeneit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

Zulässigkeit von Datenübermittlungen an öffentliche Stellen

Ihre Meldedaten dürfen von der Meldebehörde übermittelt werden an die bisher zuständige Meldebehörde und die für weitere
Wohnungen zuständigen Meldebehörden zur Gewährleistung der Richtigkeit der Melderegister und an sonstige Behörden
und öffentliche Stellen zur rechtmäßigen Aufgabenerfüilung. Regelmäßig erfolgt eine Übermittlung von Meldedaten an öffent—
liche Stellen insbesondere:

zur Überwachung der allgemeinen Schulpflicht und der Berufsschulpflicht.
für die Ehrung von Altersjubilaren und von Ehepaaren bei Ehejubiläen‚
für Zwecke der Gesundheitsaufsicht, für Aufgaben der Besteuerung,
für Aufgaben nach dern Ausländerrecht, für polizeiliche Aufgaben,

für Aufgaben der Gerichte und Staatsanwaltschaften,

für Aufgaben nach dem Straßenverkehrsrecht,
für die Erfassung öffentlich geförderterWohnungen,
für Aufgaben der Versorgungsverwältung.
für die Feststellung der Rundfunkgebührenpflicht an ARD ZDF Deutschlandradio,

zur Wehrerfassung an das Bundesamt für das Personaimanagement der Bundeswehr,
für Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit.
für Aufgaben der Rentenversicherungsträger.
für Aufgaben des Amtes für Finanzen und Beteiligungen (z. B. Erhebung der Zweitwohnungssteuer).


